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100/2010 
 
Stadt Bad Wünnenberg          Bad Wünnenberg, 09.06.2010 
- Der Bürgermeister - 
 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
4. Änderung des Bebauungsplanes Haaren Nr. 7   „Fiegenburg II“   
hier: Ausweisung einer Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Kindergarten“ sowie Än-
derung der Straßenverkehrsfläche im südlichen Planbereich einschl. Anpassung der Baugrenzen 
 
 
Der Rat der Stadt Bad Wünnenberg hat in seiner Sitzung am 20.05.2010 die 4. Änderung des Bebauungsplanes 
Haaren Nr. 7 „Fiegenburg II“ einschl. Begründung gem. § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung be-
schlossen.  
 
Die 4. Änderung des Bebauungsplanes Haaren Nr. 7 „Fiegenburg II“   einschl. Begründung kann ab sofort gem. § 
10 BauGB bei der Stadtverwaltung Bad Wünnenberg, Außenstelle Bauamt, Kirchstraße 10, 33181 Bad Wünnen-
berg, Stadtteil Fürstenberg, während der Dienststunden eingesehen und über den Inhalt des Bebauungsplanes 
und der Begründung Auskunft verlangt werden. 
 
Die 4. Änderung des Bebauungsplanes Haaren Nr. 7 „Fiegenburg II“ wird mit dieser Bekanntmachung wirksam. 
 
 

Hinweise 
 
Hinweis gem. § 44 BauGB: 
 
Es wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB in der zurzeit gültigen Fassung über 
die fristgemäße Geltendmachung von Entschädigungsansprüchen wegen eingetretener Vermögensnachteile nach 
den §§ 39 bis 42 BauGB und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen hingewiesen. 
 
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, 
wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten 
sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 
 
Hinweis gem. § 215 BauGB: 
 
Unbeachtlich werden gemäß § 215 Abs. 1 BauGB in der zurzeit gültigen Fassung 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften,       

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und     
     

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 4. Änderung des Bebauungsplanes Haaren Nr. 7 
„Fiegenburg II“   schriftlich gegenüber der Stadt Bad Wünnenberg unter Darlegung des die Verletzung oder den 
Mangel begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 
214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
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Hinweis gem. § 7 Gemeindeordnung NW 
 
Hingewiesen wird ferner  auf § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der 
zurzeit gültigen Fassung, wonach die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der GO NW beim Zustan-
dekommen dieses Bebauungsplanes nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn,  
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,       

b) die 4. Änderung des Bebauungsplanes Haaren Nr. 7 „Fiegenburg II“ ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,   
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder     
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Bad Wünnenberg vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel er-
gibt. 
 

 
 
 
 
gez.  Menne 
 
 
Bürgermeister 
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101/2010 
 
Der Landrat Paderborn, 08.06.2010 
 
 
 
- Gewässerschutz und Abfall – 
 Plangenehmigungsbehörde 
 
 
 
 

Bekanntmachung: 
 

 
nach § 3 a Satz 2, 2. Halbsatz des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
 
 
Der Kreis Paderborn - Amt 61 - / Umwelt, Natur und Klimaschutz beantragt die Genehmigung zur Neu-
anlage von Artenschutzgewässern in Lichtenau-Kleinenberg gem. § 68 des Gesetzes zur Ordnung des 
Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz - WHG -).  
 
Der Landrat des Kreises Paderborn als Genehmigungsbehörde hat das Projekt gem. § 3 c des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung einer Vorprüfung unterzogen und folgendes festgestellt:  
 
Als Ergebnis dieser Untersuchung und Bewertung wird festgestellt, dass für das Vorhaben die Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.  
 
Für die zu betrachtenden Schutzgüter und deren Wechselbeziehungen ergeben sich durch die beantrag-
te Baumaßnahme keine negativen Auswirkungen, die nicht bei der weiteren Planung und durch Auflagen 
ausgeglichen werden können.  
 
Gem. § 3 a des UVPG wird diese Entscheidung hiermit der Öffentlichkeit bekannt gegeben. Sie ist gem. 
§ 3 a Satz 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar.  
 
 
Im Auftrag 
 
gez. 
 
 
Kasmann 
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102/2010 
 
Der Landrat 
des Kreises Paderborn 
Amt für Verbraucherschutz und Veterinärwesen 
Aldegreverstr. 10-14 
33102 Paderborn 
 
 
 
 
 

Tierseuchenverfügung Nr. 3/10 
 

(Allgemeinverfügung) 
zur Festlegung eines Sperrbezirks nach § 10 der Bienenseuchen-Verordnung 

mit Anordnung der sofortigen Vollziehung 
 
Im Ortsteil Ostenland der Stadt Delbrück ist der Ausbruch der Amerikanischen Faulbrut der Bienen am 
08.06.2010 amtlich festgestellt worden. 
 
Zum Schutz vor den von der Amerikanischen Faulbrut der Bienen ausgehenden Gefahren treffe ich fol-
gende Anordnungen: 
 

1. Im Gebiet der Stadt Delbrück, Ortsteil Ostenland, wird nach § 10 der Bienenseuchen-Verordnung 
ein Sperrbezirk festgelegt. Die Grenzen des Sperrbezirkes sind in der folgenden Karte, die Be-
standteil dieser Verfügung ist, eingezeichnet: 
 

Sperrbezirk 03/10 
Amerikanische 

Faulbrut der Bienen 
Kreis Paderborn 
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2. Der Besitzer von Bienenvölkern im Sperrbezirk hat dem Kreis Paderborn – Amt für Verbraucher-
schutz und Veterinärwesen -, Aldegreverstr. 10 - 14, 33102 Paderborn, Tel.: 05251/308-484/483, 
(Fax.: 05251/308-488), spätestens bis zum 30.06.2010 folgende Angaben zu machen:  
Name und Anschrift, Erreichbarkeit sowie Standort und Anzahl der Bienenvölker. 

3. Diese Tierseuchenverfügung ergeht unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs gemäß § 
36 Abs. 2 Nr. 3 VwVfG NRW.  

4. Diese Tierseuchenverfügung tritt mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag in Kraft. Die 
Begründung sowie die Karte des Sperrbezirks können im Amt für Verbraucherschutz und Veteri-
närwesen des Kreises Paderborn, Dienstgebäude Aldegreverstr. 16, 33102 Paderborn, Zi. 36, 
während der üblichen Dienstzeiten eingesehen werden. 

5. Die sofortige Vollziehung meiner Anordnungen zu Nr. 1 – 2 wird hiermit nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 
VwGO im besonderen öffentlichen Interesse angeordnet. 

 
Rechtsgrundlagen: 
 
• §§ 5b und 10 der Bienenseuchen-Verordnung vom 03.11.2004 (BGBl. I S. 2738), 
• § 1 der Verordnung über Zuständigkeiten auf den Gebieten der Tierseuchenbekämpfung und der Be-

seitigung tierischer Nebenprodukte sowie zur Übertragung von Ermächtigungen zum Erlass von Tier-
seuchenverordnungen vom 27.02.1996 (GV NRW S. 104) 

• § 80 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.03.1991 
(BGBl I S. 686) 

 
Begründung: 
 
Die Festlegung eines Sperrbezirks nach § 10 Abs. 1 der Bienenseuchen-Verordnung zu Nr. 1 sowie die 
Anordnung der Anzeige von Bienenvölkern im Sperrbezirk nach Nr. 2 ist geeignet aber auch erforderlich, 
um die nach § 11 der Bienenseuchenverordnung vorgeschriebenen Schutzmaßregeln in Kraft treten zu 
lassen und eine Weiterverbreitung der amerikanischen Faulbrut der Bienen damit möglichst zu verhin-
dern. 
 
Andere geeignete Maßnahmen als die angeordneten sind nicht ersichtlich bzw. können nach den tier-
seuchenrechtlichen Vorschriften nicht gefordert werden.  
 
Der Vorbehalt des Widerrufs ist erforderlich, um insbesondere bei Änderung der Seuchenlage die Gren-
zen des Sperrbezirks entsprechend anpassen zu können. 
 
Anordnung der sofortigen Vollziehung: 
 
Durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung nach § 80 Abs. 2 Ziffer 4 VwGO entfällt die aufschie-
bende Wirkung der Klage. 
 
Es besteht ein besonderes öffentliches Interesse, dass die Festlegung des Sperrbezirks nach Nr. 1 so-
wie die Anzeigepflicht zu Nr. 2 schnellstmöglich wirksam wird. 
 
Aus Gründen einer effektiven Tierseuchenbekämpfung ist es unbedingt erforderlich, dass schnellstmög-
lich ein Sperrbezirk nach § 10 Bienenseuchenverordnung festgelegt wird und damit die in § 11 der Bie-
nenseuchen-Verordnung bezeichneten und mit in Kraft treten dieser Tierseuchenverfügung für den 
Sperrbezirk unmittelbar geltenden Schutzmaßregeln wie z. B. Verbringungsverbote wirksam werden. 
Käme es hierbei zu einer zeitlichen Verzögerung, würde durch das entsprechend spätere Wirksamwer-
den der vorgeschriebenen Schutzmaßregeln die Verbreitung der Amerikanischen Faulbrut der Bienen 
begünstigt oder könnte eine bereits stattgefundene Verschleppung erst verspätet erkannt werden.  
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Im Interesse einer effektiven Tierseuchenbekämpfung überwiegt das besondere öffentliche Interesse 
daran, dass auch während eines eventuellen Klageverfahrens erforderliche Tierseuchenbekämpfungs-
maßnahmen durchgeführt werden können.  
 
Das Interesse der Bienenhalter muss hinter diesem besonderen öffentlichen Interesse zurückstehen. 
 
Hinweise: 
 
Innerhalb des Sperrbezirks  

1. sind alle Bienenvölker und Bienenstände unverzüglich auf Amerikanische Faulbrut amtstierärzt-
lich zu untersuchen; diese Untersuchung ist frühestens 2 Monate, spätestens 9 Monate nach der 
Tötung oder Behandlung der an der Seuche erkrankten Bienenvölker des verseuchten Bienen-
standes zu wiederholen, 

2. dürfen bewegliche Bienenstände nicht von ihrem Standort entfernt werden, 
3. dürfen Bienenvölker, lebende oder tote Bienen, Waben, Wabenteile, Wabenabfälle, Wachs, Ho-

nig, Futtervorräte, Bienenwohnungen und benutzte Gerätschaften nicht aus den Bienenständen 
entfernt werden und 

4. dürfen Bienenvölker oder Bienen nicht in den Sperrbezirk verbracht werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Tierseuchenverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben 
werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder Postfach 32 
40, 32389 Minden) schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elekt-
ronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen – ERVVO VG/FG – vom 23.11.2005 (GV. NRW. S. 926) einzureichen oder mündlich zur Nie-
derschrift des Urkundenbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 
 
Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf 
der Monatsfrist bei Gericht eingegangen ist. 
 
Das Verwaltungsgericht in 32423 Minden, Königswall 8, kann auf Ihren Antrag hin die aufschiebende 
Wirkung der Klage ganz oder teilweise wiederherstellen. 
 
Paderborn, 08.06.2010 
Im Auftrag 
 
gez. 
 
Beninde 
 


